
Verhandlung Betriebsangehörige, Gewerkschaftsfunk­
tionäre und andere Personen einzuladen, die zur Ent­
scheidung des Arbeitsstreitfalles beitragen . können. 
Wenn das Arbeitsgericht seine Verhandlung so durch­
führt, kann es sich bei der Aufdeckung und Bekämp­
fung der Ursachen der ihm zur Entscheidung unter­
breiteten Arbeitsstreitigkeiten auf die Kenntnisse und 
das Wissen der mitwirkenden Werktätigen stützen. Da­
durch wird die Autorität des Gerichts und seiner Ent­
scheidung wachsen.

Auch der Inhalt der Bestimmungen über die Beendi­
gung des Verfahrens wird wesentlich durch den in § 14 
AGO ausgesprochenen Grundsatz gestaltet. Das kommt 
insbesondere in der Bestimmung des § 37 Abs. 1 AGO 
zum Ausdruck, wonach das Verfahren durch Urteil 
endet, wenn der Sachverhalt ausreichend geklärt ist. 
Dabei fordert das Gesetz mit der Wendung, „wenn der 
Sachverhalt ausreichend geklärt ist“, nichts anderes, 
als daß das Arbeitsgericht seine gesetzliche Verpflich­
tung zur Erforschung der objektiven Wahrheit nach 
Maßgabe der im gegebenen Fall vorhandenen Möglich­
keiten erfüllt hat.

Nur von dem in § 37 Abs. 1 AGO enthaltenen Grund­
satz her kann die Bestimmung des § 31 Abs. 2 AGO 
verstanden werden, wonach das Arbeitsgericht auch in 
Abwesenheit einer Partei oder beider Parteien verhan­
deln und entscheiden kann, wenn diese trotz ordnungs­
gemäßer Ladung ohne hinreichende Begründung der 
mündlichen Verhandlung ferngeblieben sind. Das Ge­
setz läßt somit in § 31 Abs. 2 AGO nicht schlechthin 
die Verhandlung und Entscheidung in Abwesenheit 
einer Partei oder beider Parteien zu, sofern diese nur 
trotz ordnungsgemäßer Ladung ohne hinreichende Be­
gründung der Verhandlung ferngeblieben sind. Es setzt 
vielmehr voraus, daß das Arbeitsgericht trotz Ab­
wesenheit einer Partei oder beider Parteien den Sach­
verhalt ausreichend klären kann. Ist das nicht der Fall, 
dann darf das Arbeitsgericht den Arbeitsstreitfall nicht 
entscheiden, sondern es muß die Verhandlung ver­
tagen. Allenfalls kann es bei wiederholter Säumnis des 
Klägers oder beider Parteien gern. § 42 AGO das Ver­
fahren einstellen, wenn es ohne ihre Mitwirkung den 
Sachverhalt nicht ausreichend aufklären kann.

Worauf sich jeweils die Erforschung der objektiven 
Wahrheit bezieht, folgt aus den Bestimmungen des 
materiellen Arbeitsrechts. Gern. § 112 Abs. 2 Gesetzbuch 
der Arbeit ist der Werktätige, der durch schuldhafte 
Verletzung seiner Arbeitspflichten einen Schaden am 
sozialistischen Eigentum verursacht hat, seinem Be­
trieb zum Ersatz des Schadens verpflichtet (materiell 
verantwortlich). Der Werktätige, der einen Schaden 
fahrlässig verursacht hat, ist gern. § 113 Abs. 1 Gesetz­
buch der Arbeit für den direkten Schaden materiell 
verantwortlich, jedoch höchstens bis zum Betrag seines 
monatlichen Tariflohnes. Demgegenüber ist gern. § 114 
Abs. 1 Gesetzbuch der Arbeit ein Werktätiger, der einen 
Schaden vorsätzlich verursacht hat, für den gesamten 
Schaden voll materiell verantwortlich. Ausnahmsweise 
ist ein Werktätiger gern. §113 Abs. 2 Buchst, b Gesetz­
buch der Arbeit verpflichtet, den direkten Schaden bis 
zur vollen Höhe zu ersetzen, wenn Geld- oder Sach­
werte in Verlust geraten, für die er auf Grund seines 
Aufgabengebietes ständig die Verantwortung trägt und 
rechenschaftspflichtig ist. Voraussetzung hierfür ist je­
doch, daß auf Grund einer Regelung im Rahmen­
kollektivvertrag zwischen ihm und dem Betrieb eine 
entsprechende schriftliche Vereinbarung abgeschlossen 
wurde. Ein solcher Nachtrag zum Rahmenkollektiv­
vertrag für die Werktätigen des sozialistischen Binnen­
handels in der DDR ist aber erst am 1. Juli 1961 in 
Kraft getreten und eine schriftliche Vereinbarung von 
dem Verklagten und der Klägerin auf dieser Grund­

lage, soweit ersichtlich, nicht abgeschlossen worden, so 
daß Erwägungen hierüber außer Betracht bleiben 
können.

Demgemäß hatte das Kreisarbeitsgericht unter Anwen­
dung der Bestimmungen des Gesetzbuches der Arbeit 
und der Arbeitsgerichtsordnung durch Ermittlung und 
Auswertung ausreichenden Tatsachenmaterials unter 
Einbeziehung beider Parteien, von Werktätigen des be­
teiligten Betriebes, von Gewerkschaftsfunktionären und 
anderen Personen, die zur Entscheidung des Arbeits­
streitfalles beitragen konnten, zu klären, ob der Ver­
klagte durch schuldhafte Verletzung seiner Arbeits­
pflichten den von der Klägerin geltend gemachten 
Schaden verursacht hatte. Je nach seiner Verschuldens­
feststellung hatte das Kreisarbeitsgericht die Höhe des 
von dem Kläger zu leistenden Schadensersatzes fest­
zulegen und dabei im Falle der Fahrlässigkeit den vom 
Kläger als Schadensersatz zu leistenden Betrag gern. 
§ 113 Abs. 4 Gesetzbuch der Arbeit zu differenzieren. 
Bei der Feststellung des Verschuldens und der sich 
hieraus ergebenden Differenzierung des von dem Ver­
klagten zu leistenden Schadensersatzes hatte das Kreis­
arbeitsgericht zu berücksichtigen, daß der Verklagte 
berufsfremd und deshalb mit seinen Arbeitspflichten 
nicht so vertraut war, wie das von einer Fachkraft 
gefordert werden kann. Aus einer dahingehenden Prü­
fung hätte das Kreisarbeitsgericht wichtige Anhalts­
punkte für die Beurteilung des Verschuldens des Ver­
klagten gewonnen.

Unter gröblicher Verletzung des Gesetzes hat das Kreis­
arbeitsgericht nichts von alldem getan. Grundlage 
seiner Entscheidung ist allein die Tatsache, daß der 
Verklagte ohne hinreichende Begründung der Verhand­
lung ferngeblieben ist. Die vom Kreisarbeitsgericht be­
hauptete Voraussetzung, der Sachverhalt sei für eine 
Entscheidung ausreichend geklärt gewesen, war in 
Wirklichkeit nicht erfüllt. Denn entgegen der Annahme 
des Kreisarbeitsgerichts wird durch das Schweigen des 
Verklagten und sein Fernbleiben von der mündlichen 
Verhandlung keine für die Entscheidung des Arbeits­
streitfalles erhebliche Tatsache bewiesen. Darüber 
hinaus rechtfertigt das aus der Klageschrift und dem 
Urteil ersichtliche tatsächliche Vorbringen der Klägerin 
gar nicht den mit der Klage geltend gemachten An­
spruch. Dieses Vorbringen, dem sich das Kreisarbeits­
gericht in vollem Umfang angeschlossen hat, läuft auf 
die immer wieder von Handelsfunktionären vorge­
tragene Argumentation hinaus, die für eine Einmann­
verkaufsstelle verantwortlichen Verkaufskräfte müßten 
für einen in ihrem Verantwortungsbereich aufgetre­
tenen Fehlbetrag haften, soforn sie nicht darlegten, 
daß der Fehlbetrag ohne ihr Verschulden entstanden 
ist. Das Kreisarbeitsgericht hat folglich seine Entschei­
dung auf eine Schuldvermutung in Verbindung mit der 
Umkehrung der Beweislast gestützt und damit, wie im 
Kassationsantrag zutreffend ausgeführt wird, eine alte, 
falsche Praxis einiger Arbeitsgerichte und Handels­
betriebe fortgesetzt.* Als Ergebnis der Verhandlung vor 
dem Kreisarbeitsgericht lagen mithin die gesetzlich ge­
forderten Voraussetzungen für eine Entscheidung, ins­
besondere für eine Verurteilung des Verklagten zur 
Leistung von Schadensersatz an die Klägerin, noch gar 
nicht vor.
Aus diesen Gründen mußte das Urteil des Kreisarbeits­
gerichts gern. § 9 Abs. 2 AGO aufgehoben und, da der 
Sachverhalt bisher überhaupt noch nicht aufgeklärt 
worden ist, die Sache zur erneuten Verhandlung und 
Entscheidung an das genannte Kreisarbeitsgericht 
zurückverwiesen werden.

* Gegen diese Praxis wendet sich das Oberste Gericht schon 
jn seinem Urteil vom 16. September 1960 — 3 Za 9/60 — Arbeits­
recht 1961, Heft 8, S. 266. - D. Red.
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